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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

02.07.1969 

Geschäftszahl 

1386/68 

Rechtssatz 

Da das Gesetz vom Rückersatz nur befreit, wenn den Empfänger an der Ungebührlichkeit der Leistung kein 
Verschulden trifft und die Leistung in gutem Glauben empfangen worden ist, ist die entscheidende Behörde 
berechtigt, die Rückersatzverpflichtung auszusprechen, wenn auch nur eine der beiden genannten 
Voraussetzungen nicht gegeben ist. 


